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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

§ 1

Das Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung vom 14. März 1966 (HmbGVBl. S. 77), zuletzt geän-
dert am 28. Januar 2014 (HmbGVBl. S. 34), wird wie folgt 
geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird hinter dem Eintrag zu § 14 
 folgender Eintrag eingefügt:

 „§ 14a  Sicherstellung privater Grundstücke und Gebäude 
oder Teile davon zur Flüchtlingsunterbringung“.

2. Hinter § 14 wird folgender § 14a eingefügt:

 „§ 14a

 Sicherstellung privater Grundstücke und Gebäude oder 
Teile davon zur Flüchtlingsunterbringung

 (1) Die zuständige Behörde kann zum Zwecke der Unter-
bringung von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden zur 
Abwehr von bevorstehenden Gefahren für Leib und Leben 
Grundstücke und Gebäude sowie Teile davon sicherstellen. 
Die Sicherstellung ist nur zulässig, wenn

1. das Grundstück, Gebäude oder ein Teil davon ungenutzt 
ist; der Nichtnutzung steht eine Nutzung gleich, die aus-

schließlich oder weit überwiegend den Zweck verfolgt, 
eine Sicherstellung nach Satz 1 zu vereiteln und 

2. die in den vorhandenen Erstaufnahme- oder Folge-
einrichtungen zur Verfügung stehenden Plätze zur 
 angemessenen Unterbringung der Flüchtlinge oder 
Asylbegehrenden nicht ausreichen. 

 Die Beauftragten der zuständigen Behörde sind berechtigt, 
Grundstücke sowie Gebäude oder Teile davon zur Prüfung 
der Frage, ob die Voraussetzungen für eine Sicherstellung 
nach diesem Absatz vorliegen, zu betreten. Die Betretung 
ist vorher anzukündigen und darf nicht während der Nacht-
zeit (§ 104 Absatz 3 der Strafprozessordnung) erfolgen. Die 
Sicherstellung darf nur solange und soweit erfolgen, wie 
dies zum in Satz 1 genannten Zwecke erforderlich ist.

 (2) Maßnahmen in Bezug auf das sichergestellte Grund-
stück, das Gebäude oder Teile davon, insbesondere bauli-
cher Art, sind zu dulden, soweit diese zum in Absatz 1 
genannten Zwecke erforderlich sind und keine unzumut-
bare Beeinträchtigung der Interessen der in Anspruch 
genommenen Person bzw. Personen eintritt. 

 (3) Für die Inanspruchnahme sowie für etwaige Nachteile, 
die aus Maßnahmen nach Absatz 2 entstehen, ist auf Antrag 
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eine angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. Die 
Entschädigung wird durch die zuständige Behörde festge-
setzt. Wird ein Grundstück oder ein Gebäude nur zum Teil 
in Anspruch genommen, kann die in Anspruch genommene 
Person verlangen, dass auch für den nicht in Anspruch 
genommenen Teil eine Entschädigung geleistet wird, wenn 
der nicht in Anspruch genommene Teil nicht mehr in ange-
messenem Umfang genutzt werden kann.

 (4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Sicher-
stellung nach Absatz 1 haben keine aufschiebende Wir-
kung.“

§ 2

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht auf Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) einge-
schränkt.

§ 3

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. März 2017 außer 
Kraft.

(2) Sichergestellte Grundstücke, Gebäude oder Teile davon 
dürfen nicht über den 31. März 2017 hinaus sichergestellt blei-
ben.

Ausgefertigt Hamburg, den 2. Oktober 2015.

Der Senat
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